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1 Gegenstand der Versicherung 

  Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Ihr privat 
genutztes oder gemietetes und in der Versicherungsbestäti-
gung genanntes Dachzelt einschließlich Zubehör (Vorzelte, 
Matratzen, Duschzelte, Markisen, Leiter, Innenzelt). 

2 Versicherte Gefahren und Schäden 

  Der Versicherer leistet Entschädigung für Zerstörung, Be-
schädigung oder Abhandenkommen der versicherten Sache 
durch ein unvorhersehbares Ereignis (Allgefahren-
Versicherung). 

3 Ausschlüsse 

  Nicht versichert sind – ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen – Schäden, 

3.1  durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolu-
tion, Rebellion, Aufstand; 

3.2  durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
Substanzen; 

3.3  die der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant vor-
sätzlich oder bedingt grob fahrlässig herbeiführt 

3.4  infolge Abnutzung sowie infolge von chemischen oder klima-
tischen Einflüssen; 

3.5  durch natürliche Beschaffenheit, Verschleiß, Material-, Kon-
struktions- oder Herstellungsmängeln, Funktionsstörungen, 
Rost, Kratzer oder Schrammen; 

3.6  die unter eine gesetzliche oder unter eine von Dritten zuge-
sicherte vertragliche (verlängerte) Garantie aus einem Kauf- 
oder Werkvertrag fallen; 

3.7  mittelbarer Art, insbesondere durch Wertminderung; 

3.8  durch Beschlagnahme, Verstaatlichung, Entziehung oder 
andere hoheitliche Maßnahmen; 

3.9  aufgrund von Transporten, Reisen, Aufenthalte und Lage-
rungen nach/von/in Kuba, Nord-Korea, den Sudan, Syrien, 
den Iran, die Krim, Ukraine, Belarus und Russland. 

3.10 aufgrund von Verlieren oder Verlegen der versicherten Sa-
che; 

3.11 durch mangelhafte Ausführung von Reparatur, Wartung, 
Restaurierung oder Reinigung; 

3.12 infolge nicht bestimmungsgemäßen Gebrauchs; 

3.13 durch Unterschlagung oder Veruntreuung durch Dritte, de-
nen die Sache übergeben wurde; 

3.14 durch Farbveränderungen 

3.15 an Klein- oder Verbrauchsteilen 

4 Geltungsbereich 

  Der Versicherungsschutz gilt weltweit, mit Ausnahme der in 
Ziffer 3.9 genannten Länder. 

5 Entschädigungsberechnung 

  Die Entschädigung für die versicherte Sache ist je Versiche-
rungsfall auf die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt.  

5.1   Der Versicherer ersetzt bei zerstörten oder abhandenge-
kommenen Sachen den Wiederbeschaffungswert (Neuwert) 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls, maximal aber die ver-
einbarte Versicherungssumme. 

5.2  bei beschädigten Sachen die erforderlichen Reparaturkosten 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls, maximal aber die ver-
einbarte Versicherungssumme.  

  Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Ent-
schädigungsberechnung angerechnet. 

6 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder sei-
nes Vertreters bis zum Vertragsschluss 

6.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 

  Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer 
in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt 
hat und die für den Entschluss des Versicherers erheblich 
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der Versicherer 
dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, 
aber vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in 
Textform stellt. 

  Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Ab-
satz 1 und Ziffer 6.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des 
Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versi-
cherungsnehmers zu berücksichtigen. 

  Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzei-
gepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt wor-
den ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem 
Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt. 



 

6.2  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

6.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Ziffer 6.1 Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zu-
rücktreten. Im Fall des Rücktritts besteht auch für die Ver-
gangenheit kein Versicherungsschutz. 

  Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen o-
der unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig gemacht hat. 

  Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässi-
ger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände 
zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zu-
rück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig 
oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall be-
steht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

6.2.2 Kündigung 

  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Ziffer 6.1 Absatz 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der 
Versicherer den Vertrag kündigen. 

  Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu 
gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte. 

6.2.3 Vertragsänderung 

  Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach 
Ziffer 6.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte der 
Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlan-
gen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. 

  Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschuldeten 
Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. Erhöht 
sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsiche-
rung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungs-
recht hinzuweisen. 

6.3  Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versi-
cherers 

  Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung muss der Versicherer innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzu-
geben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur Begründung 
kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Mo-
nats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monats-
frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von 
der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kennt-
nis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht 
begründen. 

6.4  Hinweispflicht des Versicherers 

  Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Ver-
sicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
(z.B. Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

6.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers 

  Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, 
zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, 
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Un-
richtigkeit der Anzeige kannte. 

 

6.6  Anfechtung 

  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger-
Täuschung anzufechten, bleibt bestehen. 

6.7  Erlöschen der Rechte des Versicherers 

  Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung 
und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jah-
ren nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlöschen nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten 
sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn der Versicherungs-
nehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich o-
der arglistig verletzt hat. 

7 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung, 
Versicherungsperiode, Fälligkeit des Erst oder Einmal-
beitrags, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 

7.1  Beginn des Versicherungsschutzes 

  Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder 
Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags. 

7.2  Beitragszahlung 

  Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus ge-
zahlt, entweder durch laufende Zahlungen monatlich, viertel-
jährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag. 

7.3  Versicherungsperiode 

  Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, 
wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. 
Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so ent-
spricht die Versicherungsperiode der Vertragsdauer. 

7.4  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspä-
teter Zahlung oder Nichtzahlung 

  Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein an-
gegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unab-
hängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts. 

  Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag un-
verzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 

  Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem 
in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versi-
cherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist. 

  Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versiche-
rungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der 
erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach 
Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 

7.5  Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

  Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach 
Ziffer 7.4 gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zu-
rücktreten, solange der Versicherungsnehmer die Zahlung 
nicht veranlasst hat. 

  Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

7.6  Leistungsfreiheit des Versicherers 

  Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig nach Ziffer 7.4 zahlt, so ist der Ver-
sicherer für einen vor Zahlung des Beitrages eingetretenen 
Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. Vorausset-
zung ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonder-
te Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) o-
der durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrages auf-
merksam gemacht hat. 

  Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 

8 Folgebeitrag 

8.1  Fälligkeit 

  Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zah-
lungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halbjahres 
oder Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten 
Zeitpunkt fällig. 

  Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veran-
lasst wird. 

8.2  Verzug und Schadensersatz 

  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt 
nur, wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat. 



 

  Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folge-
beitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des 
ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlan-
gen. 

8.3  Mahnung 

  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in 
Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auf-
fordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). Die 
Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen ab Zugang der 
Zahlungsaufforderung betragen. 

  Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Ver-
trag die rückständigen Beträge des Beitrages sowie der Zin-
sen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfol-
gen (Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht) hinweist. 

8.4  Leistungsfreiheit nach Mahnung 

  Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist 
ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer 
bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung des Bei-
trages oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

8.5  Kündigung nach Mahnung 

  Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschulde-
ten Beiträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf der 
in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kün-
digen. 

  Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist 
verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung wirk-
sam, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt 
mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungs-
nehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. 

8.6  Zahlung des Beitrages nach Kündigung 

  Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb 
eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn die 
Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird 
sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats 
nach Fristablauf veranlasst wird. 

  Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach Ziffer 8.4 bleibt 
bis zur Zahlung bestehen 

9 Lastschriftverfahren 

9.1  Pflichten des Versicherungsnehmers 

  Ist zur Einziehung des Beitrages das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeit-
punkt der Fälligkeit des Beitrages für eine ausreichende De-
ckung des Kontos zu sorgen. 

  Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) 
abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers er-
folgt. 

9.2  Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug 

  Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder 
mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, 
nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berech-
tigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform (z.B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) zu kündigen. 

  Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, 
dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den ausste-
henden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst z übermitteln. 

  Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versiche-
rungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

10 Gefahrerhöhung 

10.1 Begriff der Gefahrerhöhung 

10.1.1Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Ver-
tragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 
vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder eine Vergrößerung des 
Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wird.  

10.1.2Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - 
vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert 
nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.  

10.1.3Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 10.1.1 liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll. 

10.1.4Gefahrerhöhende Umstände werden durch gefahrmindernde 
Maßnahmen des Versicherungsnehmers oder sonstige ge-
fahrmindernde Umstände ausgeglichen, insbesondere so-
weit diese mit dem Versicherer vereinbart sind. 

10.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 

10.2.1Eine vom Versicherungsnehmer vorgenommene Gefahrer-
höhung oder vom Versicherungsnehmer gestattete Vornah-
me einer Gefahrerhöhung durch Dritte ist dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen. 

10.2.2Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefah-
rerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er die-
se dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 

10.2.3Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragser-
klärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 

10.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer 

10.3.1Kündigungsrecht des Versicherers 

  Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 10.1 
bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen. 

10.3.2Vertragsänderung 

  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen 
entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absi-
cherung der erhöhten Gefahr ausschließen. 

  Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absi-
cherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Ver-
sicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 

10.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

  Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder 
Vetragsanpassung nach Ziffer 10.3 erlöschen, wenn diese 
nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers 
von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat. 

10.5 Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Anzeigepflicht 

10.5.1Nach einer Gefahrerhöhung gemäß A5-1 ist der Versicherer 
für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer 
hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Ver-
sicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt 
hat. 

  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrläs-
sig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen. 

10.5.2Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 



 

10.5.2.1 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versi-
cherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war 
oder 

10.5.2.2 wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die 
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war oder 

10.5.2.3 wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrund-
sätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangt. 

11 Obliegenheiten 

11.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 

  Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, sind: 

11.1.1 die Einhaltung aller gesetzlichen sowie behördlichen Sicher-
heitsvorschriften 

11.1.2 sorgsam mit der versicherten Sache umzugehen (Sorfalts-
pflicht) und alle gebotenen Maßnahmen zum Schutze der 
versicherten Sache gegen die versicherten Gefahren zu tref-
fen; 

11.1.3 alle vertraglich vereinbarten und im Versicherungsschein 
dokumentierten Sicherheitsvorschriften zu beachten;  

  Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob 
fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so 
kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er 
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos 
kündigen. 

  Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat. 

11.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falles 

  Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalles 

11.2.1nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen; 

11.2.2dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm 
Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – gegebenenfalls auch 
mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 

11.2.3Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/ - 
minderung - gegebenenfalls auch mündlich oder telefonisch - 
einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten; 

11.2.4Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/ - 
minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen 
mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 

11.2.5Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum 

  unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 

11.2.6dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeich-
nis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen, 

11.2.7Veränderungen der Schadenstelle möglichst zu vermeiden, 
solange der Versicherer nicht zugestimmt hat; dies gilt nicht, 
falls es zur Vermeidung von Betriebsstörungen erforderlich 
ist, unverzüglich mit den Aufräumungs- und Wiederherstel-
lungsarbeiten zu beginnen. 

  Sind Veränderungen unumgänglich, ist das Schadenbild 
nachvollziehbar zu dokumentieren (z.B. durch Fotos) und die 
beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren; 

11.2.8soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft 
in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu erteilen, die 
zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges 
der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens 
und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestat-
ten; 

11.2.9vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren 
Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann; 

11.2.10Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versiche-
rers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten nach 

Ziffer 11.2 ebenfalls zu erfüllen, soweit ihm dies nach den 
tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist. 

11.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 

11.3.1Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach 
Ziffer 11.1 oder Ziffer 11.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. 

  Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entspricht. 

  Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Ver-
sicherungsnehmer zu beweisen. 

11.3.2Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist 
der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

11.3.3Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit, so ist der Versicherer nur dann vollstän-
dig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z.B. E-Mail, 
Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 

12 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

12.1 Allgemeiner Grundsatz 

  Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages steht dem Versi-
cherer nur derjenige Teil des Beitrages zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat. 

12.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 

12.2.1Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung 
innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf die 
Zeit nach Zugang der Widerrufserklärung entfallenden Teil 
der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versi-
cherer in der Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag 
hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, 
dass der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. 

  Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr 
gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsver-
trag in Anspruch genommen hat. 

12.2.2Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen 
Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so steht 
ihm der Beitrag bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu. 

  Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versiche-
rers beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht 
rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine 
angemessene Geschäftsgebühr zu. 

12.2.3Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versi-
cherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem 
Versicherer der Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungser-
klärung zu. 

12.2.4Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Versiche-
rer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, wenn 
die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses 
Kenntnis erlangt hat. 

12.2.5Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitra-
ges verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn 
der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei 
einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder 
für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht ent-
steht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Ge-
schäftsgebühr verlangen. 

  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Inte-
resse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechts-
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit be-
gründenden Umständen Kenntnis erlangt. 



 

13 Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

13.1 Vertragsdauer 

  Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitraum abgeschlossen. 

13.2 Stillschweigende Verlängerung 

  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich 
nicht, wenn einer der Vertragsparteien spätestens drei Mo-
nate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine 
Kündigung zugegangen ist. 

13.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf. 

13.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten 
Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die 
Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein. 

13.5 Wegfall des versicherten Interesses 

  Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag 
bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt. 

13.6 Besonderes Kündigungsrecht 

  Die Versicherung von Schäden durch Innere Unruhen, mut- 
oder böswillige Beschädigung und Streik oder Aussperrung 
kann während der vereinbarten Laufzeit des Versicherungs-
vertrages vom Versicherungsnehmer oder Versicherer jeder-
zeit in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) gekündigt 
werden. Die Kündigung wird sieben Tage nach Zugang wirk-
sam. 

  Macht der Versicherer von seinem Kündigungsrecht Ge-
brauch, so kann der Versicherungsnehmer den gesamten 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Kündigung 
des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt oder mit sofortiger 
Wirkung kündigen. 

14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

14.1 Kündigungsrecht 

  Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der 
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu 
erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens 
einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschä-
digung zugegangen sein. 

14.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer 

  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch 
zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam 
wird. 

14.3 Kündigung durch Versicherer 

  Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

15 Übergang von Ersatzansprüchen 

15.1 Übergang von Ersatzansprüchen 

  Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen 
einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer 
über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. 

  Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungs-
nehmers geltend gemacht werden. 

  Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers 
gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht gel-

tend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den 
Schaden vorsätzlich verursacht. 

15.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen 

  Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder 
ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 
Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu 
wahren und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. 

  Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vor-
sätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht ver-
pflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten 
erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung 
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

15.3 Verzicht auf Schadenersatzansprüche gegenüber Dritten 

  Abweichend von Ziffer 15.1 und Ziffer 15.2 bleibt die Ent-
schädigungspflicht insoweit unberührt, als der Versiche-
rungsnehmer gegenüber Dritten Schadenersatzansprüche 
oder deren Sicherung dienende Rechte aufgibt oder im Vo-
raus auf sie verzichtet hat. Dies gilt jedoch nicht für Schäden, 
die vorsätzlich oder grob fahrlässig von den Dritten oder von 
deren Repräsentanten oder die vorsätzlich von sonstigen Er-
füllungs- oder Verrichtungsgehilfen der Dritten verursacht 
werden. Gegenüber Arbeitnehmern des Versicherungsneh-
mers verzichtet der Versicherer auf Regressansprüche, es 
sei denn, dass Vorsatz vorliegt. 

16 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung 

16.1 Fälligkeit der Entschädigung 

16.1.1Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des 
Versicherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs ab-
geschlossen sind. 

  Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung 
des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspru-
chen, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

16.1.2Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Ent-
schädigung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer 
gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt hat, dass 
er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sicherge-
stellt hat. 

16.2 Hemmung 

  Bei der Berechnung der Fristen nach Ziffer 16.1 ist der Zeit-
raum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens 
des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt 
oder nicht gezahlt werden kann. 

16.3 Aufschiebung der Zahlung 

  Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

16.3.1Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungs-
nehmers bestehen; 

16.3.2ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den 
Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus An-
lass dieses Versicherungsfalles noch läuft; 

16.3.3eine Mitwirkung des Realgläubigers nach den gesetzlichen 
Bestimmungen über die Sicherung von Realgläubigern nicht 
erfolgte. 

17 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen 

17.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalles 

17.1.1Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vor-
sätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädi-
gungspflicht frei. 

  Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges 
Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versiche-



 

rungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeifüh-
rung des Schadens als bewiesen. 

17.1.2Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig 
herbei, so verzichtet der Versicherer auf das ihm zustehen-
den Recht, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen. 

  Die Regelungen zu den Rechtsfolgen von Obliegenheitsver-
letzungen - insbesondere von Obliegenheiten vor Eintritt des 
Versicherungsfalles nach Ziffer 11.1 sowie von Anzeige-
pflichtverletzungen gefahrerhöhender Umstände in Verbin-
dung mit Ziffer 10 und Ziffer 11 - bleiben bestehen und sind 
hiervon unberührt. 

17.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfal-
les 

  Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn 
der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tat-
sachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung 
von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht. 

  Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch 
rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gel-
ten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen. 

18 Sachverständigenverfahren 

18.1 Feststellung der Schadenhöhe 

  Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens in ei-
nem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 

  Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer 
und Versicherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren. 

18.2 Weitere Feststellungen 

  Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung 
auf weitere Feststellungen zum Versicherungsfall ausge-
dehnt werden. 

18.3 Verfahren vor Feststellung 

  Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

18.3.1Jede Partei hat in Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder 

  Brief) einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, die 
ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere unter 
Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Text-
form auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benen-
nen. Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von 
zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt, so 
kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. 

  In der Aufforderung durch den Versicherer ist der Versiche-
rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 

18.3.2Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person 
benennen, die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist 
oder mit ihm in dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner 
keine Person, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern 
angestellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis 
steht. 

18.3.3Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn 
ihrer Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Ob-
mann. Die Regelung unter Ziffer 18.3.2 gilt entsprechend für 
die Benennung eines Obmannes durch die Sachverständi-
gen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der 
Obmann auf Antrag einer Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernannt. 

18.4 Feststellung 

  Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten: 

18.4.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und 
beschädigten versicherten Sachen sowie deren nach dem 
Versicherungsvertrag in Frage kommenden Versicherungs-
werte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles; 

18.4.2 die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten; 

18.4.3 die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen; 

18.4.4 die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten. 

18.5 Verfahren nach Feststellung 

  Die Sachverständigen übermitteln ihre Feststellungen beiden 
Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sach-
verständigen voneinander ab, so übergibt der Versicherer sie 

unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die 
streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststel-
lungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und 
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig. 

  Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obman-
nes sind für die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht 
nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen 
Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindli-
chen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschä-
digung. 

  Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch 
gerichtliche Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachver-
ständigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen 
oder sie verzögern. 

18.6 Kosten 

  Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei 
die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obman-
nes tragen beide Parteien je zur Hälfte. 

18.7 Obliegenheiten 

  Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegen-
heiten des Versicherungsnehmers nicht berührt. 

19 Versicherung für fremde Rechnung 

19.1 Rechte aus dem Vertrag 

  Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag 
im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Versi-
cherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem 
Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch 
dem Versicherten zu. 

  Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungs-
schein besitzt. 

19.2 Zahlung der Entschädigung 

  Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den 
Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der 
Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 

  Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen. 

 

19.3 Kenntnis und Verhalten 

19.3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungs-
nehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versi-
cherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das 
Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 

  Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers 
und des Versicherten umfasst, muss sich der Versiche-
rungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die 
Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der 
Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist. 

19.3.2Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist o-
der ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versiche-
rungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war. 

19.3.3Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, 
wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag 
des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht 
darüber informiert hat. 

20 Repräsentanten 

  Als Repräsentanten stehen dem Versicherungsnehmer 
gleich: 

20.1 Mitglieder des Vorstandes bei Aktiengesellschaften; 

20.2 Geschäftsführer bei Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung; 

20.3 Komplementäre bei Kommanditgesellschaften; 

20.4 Gesellschafter bei offenen Handelsgesellschaften; 

20.5 Inhaber bei Einzelfirmen; 

20.6 bei Wohnungseigentümergemeinschaften der Verwalter, bei 
Verwaltungsunternehmen die nach den gesetzlichen Vor-
schriften berufenen Vertretungsorgane; 

20.7 die nach den gesetzlichen Vorschriften berufenen obersten 
Vertretungsorgane bei anderen Unternehmensformen (z.B. 
Genossenschaften, Verbänden, Vereinen, Körperschaften 



 

des öffentlichen Rechts, Kommunen, ausländische Unter-
nehmen). 

21 Verjährung 

  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 

  in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubi-
ger von den Anspruch begründenden Umständen und der 
Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässi-
ge Unkenntnis steht der Kenntnis gleich. 

  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech-
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in 
Textform (z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten Ent-
scheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit. 

  Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

22 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

22.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers 

  Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegen-
zunehmen betreffend 

22.1.1den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsver-
trages; 

22.1.2ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich 
dessen Beendigung; 

22.1.3Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Ver-
trages und während des Versicherungsverhältnisses. 

22.2 Erklärungen des Versicherers 

  Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren 
Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 

 

22.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter 

  Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen 

  anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Zusammen-
hang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versi-
cherungsvertrages an ihn leistet. 

  Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versiche-
rungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Be-
schränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in 
Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

23 Örtlich zuständiges Gericht 

23.1 Klagen gegen den Versicherer 

  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsver-
trag zuständigen Niederlassung. 

  Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

  Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertrags-
schluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des 
Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat. 

23.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer 

  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versi-
cherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohn-
sitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, nach sei-
nem gewöhnlichen Aufenthalt. 

  Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt 
der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gericht-

liche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versi-
cherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständi-
gen Niederlassung. 

24 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung 

24.1 Form, zuständige Stelle 

  Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzei-
gen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmit-
telbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform 
(z.B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt nicht, 
soweit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas 
anderes bestimmt ist. 

  Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als zuständige bezeichnete Stelle ge-
richtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zu-
gang von Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen. 

24.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung 

  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Brie-
fes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Er-
klärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer dem 
Versicherer nicht angezeigten Namensänderung des Versi-
cherungsnehmers. 

24.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung 

  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet bei 
einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung Ziffer 24.2 
entsprechend Anwendung. 

25 Anzuwendendes Recht 

25.1 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

25.2 Nachhaftung für Angaben zur Risikobelegenheit und 

  Versicherungssteuer: 

  Soweit Risiken im Ausland versichert sind, wird der Versi-
cherungsnehmer die zur Kürzung der deutschen Versiche-
rungssteuer und erforderlichenfalls zur Berechnung und Ab-
führung der ausländischen Versicherungssteuer relevanten 
Informationen oder Schätzungen für jede Beitragsberech-
nung zur Verfügung stellen. 

  Werden von der Steuerbehörde die Berechnungsgrundlagen 
an-gezweifelt oder steuerrechtlich abweichend bewertet und 
deshalb der Versicherer für die Abführung der Versiche-
rungssteuern oder ähnlichen Abgaben in Anspruch genom-
men, stellt der Versicherungsnehmer die Berechnungsgrund-
lagen zur Verfügung und erstattet dem Versicherer evtl. 
nachzuentrichtende Versicherungssteuer oder sonstige An-
gaben. 

26 Embargobestimmung 

  Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmun-
gen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 
keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirt-
schafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 
der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutsch-
land entgegenstehen. 

  Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktio-
nen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäi-
schen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entge-
genstehen. 

27 Schlichtung (Streitbeilegung), Beschwerden und 
Rechtsweg 

27.1 Versicherungsombudsmann 



 

  Wenn der Versicherungsnehmer als Verbraucher mit der 
Entscheidung des Versicherers nicht zufrieden ist oder eine 
Verhandlung mit dem Versicherer nicht zu dem vom Ver-
braucher gewünschten Ergebnis geführt hat, kann sich der 
Verbraucher an den Ombudsmann für Versicherungen wen-
den: 

  Versicherungsombudsmann e.V. 

  Postfach 080632 

  10006 Berlin 

  E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 

  Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

  Telefon 0800 3696000 Telefax 0800 3699000 

  (kostenfrei aus dem deutschen Telefonnetz) 

  Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige 
und für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. 
Der Versicherer hat sich verpflichtet, an dem Schlichtungs-
verfahren teilzunehmen. 

  Verbraucher, die diesen Versicherungsertrag online (z.B. 
über eine Website oder per E-Mail) abgeschlossen haben, 
können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die Platt-
form http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Die Be-
schwerde des Verbrauchers wird dann über diese Plattform 
an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet. Für Fra-
gen kann sich der Verbraucher auch per E-Mail an den Ver-
sicherer wenden: kundenservice@wuerttembergische.de 

27.2 Versicherungsaufsicht (BaFin) 

  Wenn der Versicherungsnehmer mit der Betreuung des 
Versicherers nicht zufrieden ist oder Meinungsverschieden-
heiten bei der Vertragsabwicklung auftreten, kann sich der 
Versicherungsnehmer auch an die für den Versicherer zu-
ständige Aufsicht wenden. Als Versicherungsunternehmen 
unterliegt der Versicherer der Aufsicht der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). 

  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 

  Sektor Versicherungsaufsicht 

  Graurheindorfer Straße 108 

  53117 Bonn 

  E-Mail: poststelle@bafin.de 

  Telefon 0228 4108-0 Telefax 0228 4108-1550 

  Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann die einzelnen 
Streitfälle nicht verbindlich entscheiden. 

27.3 Rechtsweg 

  Es steht dem Versicherungsnehmer außerdem offen den 
Rechtsweg zu beschreiten. 

http://ec.europa.eu/consumers/odr/

